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(Nr. 1611.) Geſetz, betreffend Abänderung des Geſetzes wegen Erhebung von Reichsſtempel⸗ 
abgaben vom 1. Juli 1881. Vom 29. Mai 1885. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen dc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 
Artikel J. 
In dem Geſetze, betreffend die Erhebung von Reichsſtempelabgaben, vom 
1. Juli 1881 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 185) treten an die Stelle von $$. 1, 6 bis 
11, nebſt Ueberſchrift derfelben, 21, 23 Abſatz 2, 27, 30 Abſatz 1 und der Tarif- 
nummer 4 ſowie hinter $$. 22, 23 und 28 folgende Beſtimmungen: 


Sl, 
Die in dem anliegenden Tarif unter 1, 2, 3 und 5 bezeichneten Urkunden 
und die daſelbſt unter 4 bezeichneten Geſchäfte unterliegen den daſelbſt bezeichneten 
5 Abgaben nach Maßgabe der nachſtehenden Beſtimmungen: 


II. Kauf⸗ und ſonſtige Anſchaffungsgeſchaͤfte. 
e (Tarifnummer 4.) 
95265 

Die unter Tarifnummer 4 angeordnete Abgabe iſt von allen im Inlande 
abgeſchloſſenen Geſchäften der bezeichneten Art zu erheben. 

Im Auslande abgeſchloſſene Geſchäfte unterliegen der Abgabe, wenn beide 
Kontrahenten im Inlande wohnhaft find; iſt nur der eine Kontrahent im In⸗ 
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lande wohnhaft, fo iſt die Abgabe nur im halben Betrage zu entrichten. Bei 
kaufmänniſchen Firmen entſcheidet für die Frage des Wohnortes der Sitz der 
Handelsniederlaſſung, welche das Geſchäft abgeſchloſſen hat. 

Als im Auslande abgeſchloſſen gelten auch ſolche Geſchäfte, welche durch 
briefliche oder telegraphiſche Korreſpondenz zwiſchen einem Orte des Inlandes und 
einem Orte des Auslandes zu Stande gekommen ſind. 


Ser 

Bedingte Geſchäfte gelten in Betreff der Abgabepflicht als unbedingte. Iſt 
einem Kontrahenten ein Wahlrecht eingeräumt, oder die Befugniß, innerhalb be⸗ 
ſtimmter Grenzen den Umfang der Lieferung zu beſtimmen, ſo wird die Abgabe 
nach dem höchſtmöglichen Werth des Gegenſtandes des Geſchäfts berechnet. 

Jede Verabredung, durch welche die Erfüllung des Geſchäfts unter ver⸗ 
änderten Vertragsbeſtimmungen oder gegen Entgelt unter denſelben Vertrags- 
beſtimmungen auf einen ſpäteren Termin verſchoben wird, gilt als neues abgabe⸗ 
pflichtiges Geſchäft. 

Iſt das Geſchäft von einem Kommiſſionär (Artikel 360 des Handelsgeſetz⸗ 
Buchs) abgeſchloſſen, fo iſt die Abgabe ſowohl für das Geſchäft zwiſchen dem Kom⸗ 
miſſionär und dem Dritten, als auch für das Abwickelungsgeſchäft zwiſchen dem 
Kommiſſionär und dem Kommittenten zu entrichten, ſofern nicht die Beſtimmung 
des F. 11a Abſatz 2 eintritt. 

Geſchäfte, welche vorbehaltlich der Aufgabe („an Aufgabe“) abgeſchloſſen 
werden, ſind abgabepflichtig. Die Bezeichnung des definitiven Gegenkontrahenten 
(die Aufgabe) iſt ſteuerfrei, wenn dieſelbe ſpäteſtens am folgenden Werktage ge⸗ 
macht wird; wird dieſelbe ſpäter gemacht, ſo gilt ſie als ein neues abgabepflich⸗ 
tiges Geſchäft. 

F. 8. 


Werden zwiſchen denſelben Kontrahenten an einem Tage zu gleichen Vertrags⸗ 
beſtimmungen mehrere Geſchäfte über Gegenſtände derſelben Art ohne Vermittler 
oder durch denſelben Vermittler abgeſchloſſen, jo gelten dieſe Geſchäfte in Betreff 
der Beſteuerung als ein Geſchäft. 


N 
Zur Entrichtung der Abgabe iſt zunächſt verpflichtet: 
1. wenn das Geſchäft durch einen im Inlande wohnhaften Vermittler ab- 
geſchloſſen iſt, dieſer, 
anderenfalls: 
2. wenn nur einer der Kontrahenten im Inlande wohnhaft it, dieſer, 


3. wenn von den Kontrahenten nur der eine ein im Inlande wohnhafter 
nach Artikel 28 des Handelsgeſetzbuchs zur Führung von Handels⸗ 
büchern verpflichteter Kaufmann iſt, der letztere, 
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4. wenn es ſich um das Abwickelungsgeſchäft zwiſchen dem Kommiſſionär 
und dem Kommittenten handelt (F. 7 Abſatz 3), der Kommiſſionär, 
5. in allen übrigen Fällen der Veräußerer. 


Die im Inlande wohnhaften Vermittler und die Kontrahenten haften für 
die Abgabe als Geſammtſchuldner, indeſſen iſt bei Geſchäften, für welche die Ab⸗ 
gabe nur im halben Betrage zu entrichten iſt ($. 6 Abſatz 2), der nicht im In⸗ 
lande wohnhafte Kontrahent für die Entrichtung der Abgabe nicht verhaftet. 

Der Vermittler iſt berechtigt, den Erſatz der entrichteten Abgabe von jedem 
für die Abgabe verhafteten Kontrahenten zu fordern. 


$. 10. 


Der zur Entrichtung der Abgabe zunächſt Verpflichtete hat über das 
abgabepflichtige Geſchäft eine Schlußnote auszuſtellen, welche den Namen und den 
Wohnort des Vermittlers und der Kontrahenten, den Gegenſtand und die Be⸗ 
dingungen des Geſchäfts, insbeſondere den Preis, ſowie die Zeit der Lieferung er⸗ 
geben muß. Die Unterſchrift des Ausſtellers iſt nicht erforderlich. 

Die Schlußnote iſt doppelt auf einem vorher geſtempelten oder mit den 
erforderlichen Stempelmarken zu verſehenden Formular auszuſtellen, von dem je 
eine Hälfte für jeden der beiden Kontrahenten beſtimmt iſt. Späteſtens am dritten 
Tage nach dem Tage des Geſchäftsabſchluſſes hat der Ausſteller der Schlußnote 
die nicht für ihn beſtimmte Hälfte der letzteren, wenn derſelbe die Schlußnote aber 
als Vermittler ausgeſtellt hat ($. 9 Ziffer 1), deren beide Hälften abzuſenden. 

Vermittler haben dieſe Abſendung und den verwendeten Stempelbetrag in 
ihren Geſchäftsbüchern zu vermerken. 

Der zur Entrichtung der Abgabe zunächſt Verpflichtete darf unverſteuerte 
Schlußnoten über das abgabepflichtige Geſchäft nicht ausſtellen und aus der 
Hand geben. 

§ 11. 


Iſt einem für die Entrichtung der Abgabe verhafteten Kontrahenten ($. 9 
Abſatz 2) eine zu niedrig verſteuerte Schlußnote zugeſtellt worden, ſo hat derſelbe 
binnen 14 Tagen nach dem Tage des Geſchäftsabſchluſſes den fehlenden Stempel⸗ 
betrag auf der Schlußnote nachträglich zu verwenden, iſt einem ſolchen Kontra⸗ 
henten eine verſteuerte Schlußnote überhaupt nicht zugegangen, ſo hat derſelbe 
ſeinerſeits binnen der bezeichneten Friſt nach Maßgabe der im F. 10 Abſatz 1 und 2 
gegebenen Beſtimmungen zu verfahren. 

Sind bei einem durch einen Vermittler abgeſchloſſenen Geſchäfte (F. 9 
Ziffer 1) zwei derartige Kontrahenten betheiligt, ſo hat jeder von ihnen nur die 
Hälfte des auf der zugeſtellten Schlußnote fehlenden Betrages nachträglich zu ver⸗ 
wenden, im Falle des Nichteinganges der Schlußnote aber zu der von ihm aus⸗ 
zuſtellenden Schlußnote nur die Hälfte des tarifmäßigen Stempels zu verwenden. 

Die nach den vorſtehenden Beſtimmungen mangels des Empfanges der 
Schlußnote entrichtete Abgabe iſt zurückzuerſtatten, wenn nachgewieſen wird, daß 
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der zunächſt Verpflichtete die ihm nach $. 10 obliegenden Verpflichtungen recht⸗ 
zeitig erfüllt hat. Die Entſcheidung erfolgt im Verwaltungswege. 


$. 11a. 


Eine Schlußnote kann mehrere abgabepflichtige Geſchäfte umfaſſen, inſofern 
letztere demſelben Steuerſatze unterliegen und an demſelben Tage und unter den⸗ 
felben Kontrahenten, welche in gleicher Eigenſchaft gehandelt haben, abgeſchloſſen 
worden find. Die Abgabe iſt in dieſem Falle von dem Geſammtwerth der Ge 
ſchäfte zu berechnen. 

Wird bei Kommiſſtonsgeſchäften für einen auswärtigen Kommittenten, 
welcher ſeinerſeits als Kommiſſtonär eines Dritten handelt, die Schlußnote mit 
dem Zuſatze „in Kommiſſion“ ausgeſtellt, ſo bleibt das Abwickelungsgeſchäft 
zwiſchen ihm und ſeinem Kommittenten von der Abgabe befreit, wenn er die 
Schlußnote ſpäteſtens am erſten Werktage nach dem Empfang unter Beifügung 
des Namens ſeines Kommittenten an den letzteren abſendet. 


F. II b. 


Die Schlußnoten ſind nach der Zeitfolge numerirt fünf Jahre lang auf⸗ 
zubewahren. 
lle 
Iſt bei dem Abſchluß eines abgabepflichtigen Geſchäfts zwiſchen zwei Kon⸗ 
trahenten, welche nicht nach Artikel 28 des Handelsgeſetzbuchs zur Führung von 
Handelsbüchern verpflichtet find, eine beiderſeits unterſchriebene Vertragsurkunde 
aufgeſtellt worden, jo bleiben die $$. 9, 10, 11, 11a, 11 b außer Anwendung. 
Die Kontrahenten ſind verpflichtet, die Vertragsurkunde binnen 14 Tagen nach 
dem Geſchäftsabſchluß der Steuerbehörde zur Abſtempelung vorzulegen; dieſe Ver⸗ 
pflichtung erſtreckt ſich bei Geſchäften, für welche die Abgabe nur im halben Be⸗ 
trage zu erheben ift ($. 6 Abſatz 2), nicht auf den nicht im Inlande wohnhaften 
Kontrahenten. 
F. 11d. 


Bei Geſchäften, für welche eine rechtzeitige Berechnung der Steuer nicht 
möglich iſt, bleibt die Beſteuerung unter den vom Bundesrath feſtzuſetzenden Maß⸗ 
gaben ſo lange ausgeſetzt, bis die Berechnung möglich wird. Der Bundesrath 
beſtimmt ferner, unter welchen Umſtänden außerhalb dieſes Falles, insbeſondere 
bei im Auslande abgeſchloſſenen Geſchäften, eine andere Friſt zur Ausſtellung der 
Schlußnoten eintreten kann. 


Sl 
Nach der näheren Beſtimmung des Bundesraths dürfen Stempelzeichen zur 


Entrichtung der in der Tarifnummer 4 angeordneten Abgabe auf Kredit verab⸗ 
folgt werden. 


—_ in 


F. 11f. 


Geeſchäfte, welche nach Tarifnummer 4 abgabepflichtig find, oder auf welche 
die Vorſchrift unter „Befreiungen“ zu dieſer Tarifnummer Anwendung findet, 
ſowie Schriftſtücke über ſolche Geſchäfte find in den einzelnen Bundesſtaaten keinen 
Stempelabgaben (Taxen, Sporteln u. ſ. w.) unterworfen. Werden dieſe Schrift⸗ 
ſtücke indeſſen gerichtlich oder notariell aufgenommen oder beglaubigt, ſo unter⸗ 
liegen ſie, neben der in Tarifnummer 4 für das Geſchäft vorgeſchriebenen Abgabe, 
den in den Landesgeſetzen für gerichtliche oder notarielle Aufnahmen und Beglau⸗ 
bigungen etwa vorgeſchriebenen Stempeln (Taxen, Sporteln u. ſ. w.). 


f s $. 11g. 

Wer den Vorſchriften im §. 10 Abſatz 1 und 2, F. 11 Abſatz! und 2 
und F. 11 c zuwiderhandelt, hat eine Geldſtrafe verwirkt, welche dem fünfzigfachen 
9 der hinterzogenen Abgabe gleichkommt, mindeſtens aber zwanzig Mark 
eträgt. 

Kann der Betrag der hinterzogenen Abgabe nicht feſtgeſtellt werden, jo tritt 
ſtatt der vorſtehend beſtimmten Strafe eine Geldſtrafe von zwanzig bis fünftauſend 
Mark ein. 

F. IIh. 


Wer, nachdem er auf Grund des C. 11g beſtraft worden, von neuem 
den dortſelbſt bezeichneten Vorſchriften zuwiderhandelt, hat neben der im §. 118 
vorgeſehenen Strafe eine Geldſtrafe von einhundertfünfzig bis fünftausend Mark 
verwirkt. 

Dieſe Rüdfallöftrafe tritt ein ohne Rückſicht darauf, ob die frühere Be⸗ 
ſtrafung in demſelben oder in einem anderen Bundesſtaate erfolgt iſt. Sie iſt 
verwirkt, auch wenn die frühere Strafe nur theilweiſe entrichtet oder ganz oder 
theilweiſe erlaſſen iſt. 

Dieſelbe iſt ausgeſchloſſen, wenn ſeit der Entrichtung oder dem Erlaß der 
letzten Strafe bis zur Begehung der neuen Zuwiderhandlung fünf Jahre ver⸗ 
floſſen ſind. 

F. 111. 

Wer gegen die Vorſchriften im $. 10 Abſatz 3 und $. 11 b verſtößt, iſt mit 

Geldſtrafe von drei Mark bis fünftauſend Mark zu beſtrafen. 


F. 21. 


Der Bundesrath erläßt die Anordnungen wegen der Anfertigung und des 
Vertriebes der nach Maßgabe dieſes Geſetzes zu verwendenden Stempelmarken und 
geſtempelten Formulare, ſowie die Vorſchriften über die Form der Schlußnoten 
und über die Art der Verwendung der Marken. Er ſtellt die Bedingungen feſt, 
unter welchen für verdorbene Marken und Formulare, ſowie für Stempel auf 
verdorbenen Werthpapieren Erſtattung zuläſſig iſt. 
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$. 22 a. 


In Beziehung auf die Verpflichtung zur Entrichtung der in dieſem Geſetze 
feſtgeſtellten Abgaben iſt der Rechtsweg zuläſſig. Die Klage iſt bei Verluſt des 
Klagerechts binnen ſechs Monaten nach erfolgter Beitreibung oder mit Vorbehalt 
geleiſteter Zahlung zu erheben. Für die Berechnung dieſer Friſt find die Be⸗ 
ſtimmungen der Civilprozeßordnung maßgebend. Zuſtändig ſind ohne Rückſicht 
auf den Werth des Streitgegenſtandes die Landgerichte. Soweit bei denſelben 
Kammern für Handelsſachen beſtehen, gehört der Rechtsſtreit vor dieſe. Die Re⸗ 
viſton, ſowie die Beſchwerde gegen Entſcheidungen der Oberlandesgerichte geht an 
das Reichsgericht. 

$. 23 Abſatz 2. 


Dieſelbe Strafe tritt ein, wenn in den Fällen der $$. 3, 11g und 16 aus 
den Umſtänden ſich ergiebt, daß eine Steuerhinterziehung nicht hat verübt werden 
können, oder nicht beabſichtigt worden iſt. 


F. 23a. 


Die auf Grund dieſes Geſetzes zu verhängenden Strafen ſind bei Genoſſen⸗ 
ſchaften und Aktiengeſellſchaften gegen die Vorſtandsmitglieder, bei Kommandit⸗ 
geſellſchaften gegen die perſönlich haftenden Geſellſchafter, bei offenen Handels⸗ 
geſellſchaften gegen die Geſellſchafter nur im einmaligen Betrage, jedoch unter 
Haftbarkeit jedes einzelnen als Geſammtſchuldner feſtzuſetzen. Ebenſo iſt in an⸗ 
deren Fällen zu verfahren, in denen bei einem Geſchäfte mehrere Perſonen als 
Vertreter desſelben Kontrahenten oder als gemeinſchaftliche Kontrahenten be⸗ 
theiligt ſind. 

Auf die Verhängung der im $. 11h vorgeſchriebenen Rückfallsſtrafe finden 
dieſe Beſtimmungen keine Anwendung. 


F. 27. 


Die in den einzelnen Bundesſtaaten mit der Beauffichtigung des Stempel⸗ 
weſens beauftragten Behörden und Beamten haben die ihnen obliegenden Ver⸗ 
pflichtungen mit den gleichen Befugniſſen, wie ſie ihnen hinſichtlich der nach den 
Landesgeſetzen zu entrichtenden Stempelabgaben zuſtehen, auch hinſichtlich der in 
dieſem Geſetze beſtimmten Abgaben wahrzunehmen. 

Die Landesregierungen beſtimmen höhere Beamte, welche nach näherer 
Vorſchrift des Bundesraths die Schriftſtücke der öffentlichen und der von Aktien⸗ 
geſellſchaften oder Kommanditgeſellſchaften auf Aktien betriebenen Bank-, Kredit⸗ 
oder Verſicherungsanſtalten, ſowie der zur Erleichterung der Liquidation von Zeit⸗ 
geſchäften beſtimmten Anſtalten (Liquidationsbüreaus u. ſ. w.) periodiſch bezüglich 
der Abgabenentrichtung zu prüfen haben. 

Den revidirenden Beamten ſind alle bezüglichen Schriftſtücke und erforder⸗ 
lichenfalls auch die Geſchäftsbücher zur Einſicht vorzulegen. 
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direktiwbehörde die Einreichung der auf beſtimmt zu bezeichnende abgabepflichtige 
Geſchäfte bezüglichen Schriftſtücke verlangen. 


$. 28a. 


Der Bundesrath ordnet an, in welchen Fällen bei adminiſtrativen Straf⸗ 
feſtſetzungen Sachverſtändige zu hören find; ſolche ſind, wo Handelsvorſtände 
beſtehen, von dieſen zu bezeichnen. 

Die Handelsvorſtände können unter Berückſichtigung der beſonderen Ver⸗ 
hältniſſe und Gewohnheiten ihres Bezirks, zum Zweck der Durchführung des Ge⸗ 
ſetzes und Sicherung der Entrichtung der Abgaben reglementariſche Anordnungen 
erlaſſen; letztere bedürfen der Zuſtimmung der Landesregierungen. 


F. 30 Abſatz 1. 


Die Kaſſen des Reichs ſind von der Entrichtung der durch dieſes Geſetz 
unter Tarifnummer 1, 2, 3 angeordneten Abgaben befreit. 


Artikel II. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1885 in Kraft. 


Der Reichskanzler wird ermächtigt, den unter Berückſichtigung der obigen 
Aenderungen ſich ergebenden Tert des Geſetzes vom 1. Juli 1881 mit einer fort⸗ 
laufenden Nummernfolge der Paragraphen durch das Reichs⸗Geſetzblatt bekannt 
zu machen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrudten 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 29. Mai 1885. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt von Bismarck, 
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Tarifnummer 4. 


Laufende Nr. 


Gegenſtand der Beſteuerung. 


Steuerſatz 
vom 

Tau⸗ 

ſend. 


Hun⸗ 
dert. 


Berechnung 
der 


Abgabe. 


A. Kauf⸗ und ſonſtige Anſchaffungsgeſchäfte über 


1. ausländiſche Banknoten, ausländiſches 
Papiergeld, ausländiſche Geldforten; 

2. Werthpapiere der unter 1, 2 und 3 dieſes 
Tarifs bezeichneten Art 


B. Kauf: und ſonſtige Anſchaffungsgeſchäfte, welche 


unter Zugrundelegung von Uſancen einer Börſe 
eſchloſſen werden (Loko⸗, Zeit⸗, Fir⸗, Terminz, 

rämien- ꝛc. Gefchäfte), über Mengen von 
Waaren, die börſenmäßig gehandelt werden. . 

Als börſenmäßig gehandelt gelten diejenigen 
Waaren, für welche an der Börſe, deren 
Uſancen für das Geſchäft maßgebend ſind, 
Terminpreiſe notirt werden. 


Anmerkung. 

Kauf⸗ und ſonſtige Anſchaffungsgeſchäfte über im 
Inlande von einem der Kontrahenten erzeugte oder 
hergeſtellte Mengen von Sachen oder Waaren ſind 


ſteuerfrei. 


Befreiungen. 


Die vorbeſtimmte Abgabe wird nicht erhoben: 


1. falls der Werth des Gegenſtandes des Ge⸗ 
ſchäfts nicht mehr als 600 Mark beträgt, 

2. für ſogenannte Kontantgeſchäfte über die 
unter A 1 bezeichneten Gegenſtände, ſowie 
über ungemünztes Gold oder Silber. 

Als Kontantgeſchäfte gelten ſolche Ge⸗ 
ſchäfte, welche vertragsmäßig durch Lieferung 
des Gegenſtandes ſeitens des Verpflichteten 
an dem Tage des Geſchäftsabſchluſſes zu 
erfüllen ſind. 


vom Werth des Gegenſtandes 


des Geſchäfts, und zwar in 
Abſtufungen von je vollen 
2000 Mark, bei Geſchäften im 
Werthe von 10 000 Mark 
und mehr in Abſtufungen von 
je vollen 10 000 Mark. Bei 
Geſchäften unter 2000 Mark 
wird die Steuer von einem 
Werthe von 2000 Mark be⸗ 
rechnet. 

Der Werth des Gegen⸗ 
ſtandes wird nach dem verein⸗ 
barten Kauf⸗ oder Lieferungs⸗ 
preis, ſonſt durch den mitt⸗ 
leren Börſen⸗ oder Marktpreis 
am Tage des Abſchluſſes be⸗ 
ſtimmt. Die zu den Werth⸗ 
papieren gehörigen Zins⸗ und 
Dividendenkupons bleiben bei 
Berechnung der Abgabe außer 
Betracht. 

Ausländiſche Werthe ſind 
nach den Vorſchriften wegen 
Erhebung des Wechſelſtempels 
umzurechnen. 
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(Nr. 1612.) Bekanntmachung, betreffend die Redaktion des Geſetzes wegen Erhebung von 
Reichsſtempelabgaben. Vom 3. Juni 1885. 


Au Grund des Artikels II des Geſetzes vom 29. Mai d. J., betreffend Ab⸗ 
änderung des Geſetzes wegen Erhebung von Reichsſtempelabgaben vom 1. Juli 1881, 
wird der Text des Geſetzes, betreffend die Erhebung von Reichsſtempelabgaben, 
nachſtehend bekannt gemacht. 


Berlin, den 3. Juni 1885. 


Der Reichskanzler. 
Fürſt von Bismarck. 


Geſetz, betreffend die Erhebung von Reichsſtempelabgaben. 


§. 1. 
Die in dem anliegenden Tarif unter 1, 2, 3 und 5 bezeichneten Urkunden und 
0 die daſelbſt unter 4 bezeichneten Geſchäfte unterliegen den daſelbſt bezeichneten Ab⸗ 
/ gaben nach Maßgabe der nachſtehenden Beſtimmungen: 


L Aktien, Renten⸗ und Schuldverſchreibungen. 
(Tarifnummer 1 bis 3.) 


$. 2. 

Die Verpflichtung zur Entrichtung der unter Tarifnummer 1 bis 3 be⸗ 
zeichneten Stempelabgabe wird erfüllt durch Zahlung des Abgabebetrages an eine 
zuſtändige Steuerſtelle, welche auf dem vorzulegenden Werthpapiere Reichsſtempel⸗ 
marken zum entſprechenden Betrage zu verwenden oder die Aufdrückung des 
Stempels zu veranlaſſen hat. 

In welchen Fällen und unter welchen Bedingungen der Verpflichtung zur 
Verſteuerung durch rechtzeitige Verwendung von Stempelmarken ohne amtliche 
Mitwirkung einer Steuerſtelle genügt werden kann, beſtimmt der Bundesrath. 


$. 3. 
N Wer Werthpapiere der unter den Tarifnummern 1 bis 3 bezeichneten Art 
innerhalb des Bundesgebiets ausgiebt, veräußert, verpfändet, oder ein anderes 
Reichs ⸗Geſetzbl. 1885. 38 
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Geſchäft unter Lebenden damit macht oder Zahlung darauf leiſtet, bevor die Ver⸗ 
pflichtung zur Verſteuerung erfüllt oder in den in der Befreiung zu Tarif⸗ 
nummer 1 und den unter Tarifnummer 2 lit. ce und 3 lit. b bezeichneten Fällen 
den Kontrolvorſchriften des Bundesraths genügt iſt, verfällt in eine Geldſtrafe, 
welche dem fünfundzwanzigfachen Betrage der hinterzogenen Abgabe gleichkommt, 
mindeſtens aber zwanzig Mark für jedes Werthpapier beträgt. 

Dieſe Strafen treffen beſonders und zum vollen Betrage jeden, der als 
Kontrahent oder in anderer Eigenſchaft an der Ausgabe, Veräußerung, Ver⸗ 
pfändung oder an dem ſonſtigen Geſchäft theilgenommen hat. 

Dieſelben Perſonen ſind für die Entrichtung der Steuer ſolidariſch verhaftet. 


F. 4. 

Bevor ſtempelpflichtige inländiſche Werthpapiere zur Zeichnung aufgelegt 
werden, oder zu weiteren Einzahlungen auf ſolche aufgefordert wird, hat der 
Emittent hiervon der zuſtändigen Steuerſtelle unter Angabe der Zahl, der Gattung 
und des Nennwerthes der Stücke oder des Betrages der zu leiſtenden Einzahlungen 
nach Maßgabe eines von dem Bundesrath zu beſtimmenden Formulars Anzeige 
zu erſtatten. 

Wer ſtempelpflichtige inländiſche Werthpapiere, welche von einem früheren 
als dem Zeitpunkte des Inkrafttretens dieſes Geſetzes datirt ſind, nach dem letzt⸗ 
erwähnten Zeitpunkte ausgiebt, hat jedes Stück mit einem Vermerke zu verſehen, 
e erſichtlich iſt, daß die Ausgabe nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
erfolgt iſt. 

; Die Zuwiderhandlung gegen diefe Vorſchriften zieht Geldſtrafe im Betrage 
von fünfzig bis fünfhundert Mark nach ſich. 


$. 5. 

Die der Reichsſtempelſteuer unterworfenen Werthpapiere unterliegen in den 
einzelnen Bundesſtaaten keiner weiteren Stempelabgabe (Taxe, Sportel u. ſ. w.). 

Auch iſt von der Umſchreibung ſolcher Werthpapiere in den Büchern und 
Regiſtern der Geſellſchaft ꝛc., ſowie von den auf die Werthpapiere ſelbſt geſetzten 
Uebertragungsvermerken (Indoſſamenten, Ceſſionen u. ſ. w.) eine Abgabe nicht 
zu entrichten. 

Im Uebrigen, insbeſondere hinſichtlich der Urkunden über Eintragungen in dem 
Hypothekenbuche (Grundbuche), bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften unberührt. 


II. Kauf⸗ und ſonſtige Anſchaffungsgeſchäfte. 
(Tarifnummer 4.) 
F. 6. 


Die unter Tarifnummer 4 angeordnete Abgabe iſt von allen im Inlande 
abgeſchloſſenen Geſchäften der bezeichneten Art zu erheben. 
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Im Auslande abgeſchloſſene Geſchäfte unterliegen der Abgabe, wenn beide 
Kontrahenten im Inlande wohnhaft ſind; iſt nur der eine Kontrahent im Inlande 
wohnhaft, fo iſt die Abgabe nur im halben Betrage zu entrichten. Bei kauf⸗ 
männiſchen Firmen entſcheidet für die Frage des Wohnortes der Sitz der Handels⸗ 
niederlaſſung, welche das Geſchäft abgeſchloſſen hat. 

Als im Auslande abgeſchloſſen gelten auch ſolche Geſchäfte, welche durch 
briefliche oder telegraphiſche Korreſpondenz zwiſchen einem Orte des Inlandes und 
einem Orte des Auslandes zu Stande gekommen ſind. 


$. 7. 

Bedingte Geſchäfte gelten in Betreff der Abgabepflicht als unbedingte. Iſt 

einem Kontrahenten ein Wahlrecht eingeräumt, oder die Befugniß, innerhalb 
beſtimmter Grenzen den Umfang der Lieferung zu beſtimmen, ſo wird die Abgabe 
nach dem höchſtmöglichen Werth des Gegenſtandes des Geſchäfts berechnet. 
. Jede Verabredung, durch welche die Erfüllung des Geſchäfts unter ver⸗ 
änderten Vertragsbeſtimmungen oder gegen Entgelt unter denſelben Vertrags- 
beſtimmungen auf einen ſpäteren Termin verſchoben wird, gilt als neues abgabe⸗ 
pflichtiges Geſchäft. 

Iſt das Geſchäft von einem Kommiſſionär (Artikel 360 des Handelsgeſetz⸗ 
buchs) abgeſchloſſen, ſo iſt die Abgabe ſowohl für das Geſchäft zwiſchen dem 
Kommiſſionär und dem Dritten, als auch für das Abwickelungsgeſchäft zwiſchen 
dem Kommiſſionär und dem Kommittenten zu entrichten, ſofern nicht die Be⸗ 
ſtimmung des $. 12 Abſatz 2 eintritt. 

Geſchäfte, welche vorbehaltlich der Aufgabe („an Aufgabe“) abgeſchloſſen 
werden, ſind abgabepflichtig. Die Bezeichnung des definitiven Gegenkontrahenten 
(die Aufgabe) ift ſteuerfrei, wenn dieſelbe ſpäteſtens am folgenden Werktage gemacht 
wird, wird dieſelbe ſpäter gemacht, fo gilt fie als ein neues abgabepflichtiges 
Geſchäft. 

§. 8. 

Werden zwiſchen denſelben Kontrahenten an einem Tage zu gleichen Ver⸗ 

tragsbeſtimmungen mehrere Geſchäfte über Gegenſtände derſelben Art ohne Ver⸗ 


mittler oder durch denſelben Vermittler abgeſchloſſen, ſo gelten dieſe Geſchäfte in 
Betreff der Beſteuerung als ein Geſchäft. 


$. 9. 
Zur Entrichtung der Abgabe iſt zunächſt verpflichtet: 
1. wenn das Geſchäft durch einen im Inlande wohnhaften Vermittler 
abgeſchloſſen it, dieſer, 
anderenfalls: 
2. wenn nur einer der Kontrahenten im Inlande wohnhaft iſt, dieſer, 
387 
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3. wenn von den Kontrahenten nur der eine ein im Inlande wohnhafter 
nach Artikel 28 des Handelsgeſetzbuchs zur Führung von Handelsbüchern 
verpflichteter Kaufmann iſt, der letztere, 


4. wenn es ſich um das Abwickelungsgeſchäft zwiſchen dem Kommiſſionär 
und dem Kommittenten handelt (F. 7 Abſatz 3), der Kommiſſionär, 


5. in allen übrigen Fällen der Veräußerer. 


Die im Inlande wohnhaften Vermittler und die Kontrahenten haften für 
die Abgabe als Geſammtſchuldner, indeſſen iſt bei Geſchäften, für welche die 
Abgabe nur im halben Betrage zu entrichten ift ($. 6 Abſatz 2), der nicht im 
Inlande wohnhafte Kontrahent für die Entrichtung der Abgabe nicht verhaftet. 

Der Vermittler iſt berechtigt, den Erſatz der entrichteten Abgabe von jedem 
für die Abgabe verhafteten Kontrahenten zu fordern. 


F. 10. 


Der zur Entrichtung der Abgabe zunächſt Verpflichtete hat über das abgabe⸗ 
pflichtige Geſchäft eine Schlußnote auszustellen, welche den Namen und den 
Wohnort des Vermittlers und der Kontrahenten, den Gegenſtand und die Be⸗ 
dingungen des Geſchäfts, insbeſondere den Preis, ſowie die Zeit der Lieferung 
ergeben muß. Die Unterſchrift des Ausſtellers iſt nicht erforderlich. 

Die Schlußnote iſt doppelt auf einem vorher geſtempelten oder mit den 
erforderlichen Stempelmarken zu verſehenden Formular auszuſtellen, von dem je 
eine Hälfte für jeden der beiden Kontrahenten beſtimmt iſt. Späteſtens am 
dritten Tage nach dem Tage des Geſchäftsabſchluſſes hat der Ausſteller der 
Schlußnote die nicht für ihn beſtimmte Hälfte der letzteren, wenn derſelbe die 
Schlußnote aber als Vermittler ausgeſtellt hat (§. 9 Ziffer 1), deren beide Hälften 
abzuſenden. 

Vermittler haben dieſe Abſendung und den verwendeten Stempelbetrag in 
ihren Geſchäftsbüchern zu vermerken. 

Der zur Entrichtung der Abgabe zunächſt Verpflichtete darf unverſteuerte 
Schlußnoten über das abgabepflichtige Geſchäft nicht ausſtellen und aus der 
Hand geben. 

Sal 


Iſt einem für die Entrichtung der Abgabe verhafteten Kontrahenten ($. 9 
Abſatz 2) eine zu niedrig verſteuerte Schlußnote zugeſtellt worden, ſo hat derſelbe 
binnen vierzehn Tagen nach dem Tage des Geſchäftsabſchluſſes den fehlenden 
Stempelbetrag auf der Schlußnote nachträglich zu verwenden; iſt einem ſolchen 
Kontrahenten eine verſteuerte Schlußnote überhaupt nicht zugegangen, ſo hat der⸗ 
ſelbe ſeinerſeits binnen der bezeichneten Friſt nach Maßgabe der im §. 10 Abſatz 1 
und 2 gegebenen Beſtimmungen zu verfahren. 

Sind bei einem durch einen Vermittler abgeſchloſſenen Geſchäfte (F. 9 
Ziffer 1) zwei derartige Kontrahenten betheiligt, ſo hat jeder von ihnen nur die 
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Hälfte des auf der zugeſtellten Schlußnote fehlenden Betrages nachträglich zu 
verwenden, im Falle des Nichteinganges der Schlußnote aber zu der von ihm 
e Schlußnote nur die Hälfte des tarifmäßigen Stempels zu ver⸗ 
wenden. 

Die nach den vorſtehenden Beſtimmungen mangels des Empfanges der 
Schlußnote entrichtete Abgabe iſt zurückzuerſtatten, wenn nachgewieſen wird, daß 
der zunächſt Verpflichtete die ihm nach $. 10 obliegenden Verpflichtungen recht⸗ 
zeitig erfüllt hat. Die Entſcheidung erfolgt im Verwaltungswege. 


5 


Eine Schlußnote kann mehrere abgabepflichtige Geſchäfte umfaſſen, inſofern 
letztere demſelben Steuerſatze unterliegen und an demſelben Tage und unter den⸗ 
ſelben Kontrahenten, welche in gleicher Eigenſchaft gehandelt haben, abgeſchloſſen 
worden find. Die Abgabe iſt in dieſem Falle von dem Geſammtwerth der Ge⸗ 
ſchäfte zu berechnen. 

Wird bei Kommiſſionsgeſchäften für einen auswärtigen Kommittenten, 
welcher ſeinerſeits als Kommiſſionär eines Dritten handelt, die Schlußnote mit 
dem Zuſatze „in Kommiſſton“ ausgeſtellt, ſo bleibt das Abwickelungsgeſchäft 
zwiſchen ihm und ſeinem Kommittenten von der Abgabe befreit, wenn er die 
Schlußnote ſpäteſtens am erſten Werktage nach dem Empfang unter Beifügung des 
Namens ſeines Kommittenten au den letzteren abſendet. 


F. 13. 


Die Schlußnoten ſind nach der Zeitfolge numerirt fünf Jahre lang auf⸗ 
zubewahren. 


. 14. 


Iſt bei dem Abſchluß eines abgabepflichtigen Geſchäfts zwiſchen zwei Kon⸗ 
trahenten, welche nicht nach Artikel 28 des Handelsgeſetzbuchs zur Führung von 
Handelsbüchern verpflichtet ſind, eine beiderſeits unterſchriebene Vertragsurkunde 
aufgeſtellt worden, fo bleiben die $$. 9, 10, 11, 12, 13 außer Anwendung. 
Die Kontrahenten ſind verpflichtet, die Vertragsurkunde binnen vierzehn Tagen 
nach dem Geſchäftsabſchluß der Steuerbehörde zur Abſtempelung vorzulegen; dieſe 
Verpflichtung erſtreckt ſich bei Geſchäften, für welche die Abgabe nur im halben 
Betrage zu erheben iſt (§. 6 Abſatz 2), nicht auf den nicht im Inlande wohn⸗ 
haften Kontrahenten. 


F. 15. 


Bei Geſchäften, für welche eine rechtzeitige Berechnung der Steuer nicht 
möglich iſt, bleibt die Beſteuerung unter den vom Bundesrath feſtzuſetzenden 
Maßgaben ſo lange ausgeſetzt, bis die Berechnung möglich wird. Der Bundes⸗ 
rath beſtimmt ferner, unter welchen Umſtänden außerhalb dieſes Falles, ins⸗ 
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beſondere bei im Auslande abgeſchloſſenen Geſchäften, eine andere Friſt zur Aus⸗ 
ſtellung der Schlußnoten eintreten kann. 


F. 16. 


Nach der näheren Beſtimmung des Bundesraths dürfen Stempelzeichen 
zur Entrichtung der in der Tarifnummer 4 angeordneten Abgabe auf Kredit ver⸗ 
abfolgt werden. 

a 


Geſchäfte, welche nach Tarifnummer 4 abgabepflichtig find, oder auf welche 
die Vorſchrift unter „Befreiungen“ zu dieſer Tarifnummer Anwendung findet, 
ſowie Schriftſtücke über ſolche Geſchäfte ſind in den einzelnen Bundesſtaaten 
keinen Stempelabgaben (Taxen, Sporteln u. ſ. w.) unterworfen. Werden dieſe 
Schriftſtücke indeſſen gerichtlich oder notariell aufgenommen oder beglaubigt, ſo 
unterliegen ſie, neben der in Tarifnummer 4 für das Geſchäft vorgeſchriebenen 
Abgabe, den in den Landesgeſetzen für gerichtliche oder notarielle Aufnahmen und 
Beglaubigungen etwa vorgeſchriebenen Stempeln (Taxen, Sporteln u. ſ. w.). 


6. 18. 


Wer den Vorſchriften im F. 10 Abſatz 1 und 2, F. 11 Abſatz ! und 2 
und $. 14 zuwiderhandelt, hat eine Geldſtrafe verwirkt, welche dem fünfzigfachen 
Betrage der hinterzogenen Abgabe gleichkommt, mindeſtens aber zwanzig Mark 
beträgt. 

rn der Betrag der hinterzogenen Abgabe nicht feſtgeſtellt werden, fo 
tritt ſtatt der vorſtehend beſtimmten Strafe eine Geldſtrafe von zwanzig bis 
fünftauſend Mark ein. 
$. 19. 


Wer, nachdem er auf Grund des F. 18 beſtraft worden, von neuem den 
dortſelbſt bezeichneten Vorſchriften zuwiderhandelt, hat neben der im F. 18 vor⸗ 
geſehenen Strafe eine Geldſtrafe von einhundertfünfzig bis fünftausend Mark 
verwirkt. 

Dieſe Rückfallsſtrafe tritt ein ohne Rückſicht darauf, ob die frühere Be⸗ 
ſtrafung in demſelben oder in einem anderen Bundesſtaate erfolgt if. Sie iſt 
verwirkt, auch wenn die frühere Strafe nur theilweiſe entrichtet oder ganz oder 
theilweiſe erlaſſen iſt. 

Dieſelbe iſt ausgeſchloſſen, wenn ſeit der Entrichtung oder dem Erlaß der 
letzten Strafe bis zur Begehung der neuen Zuwiderhandlung fünf Jahre ver⸗ 
floſſen ſind. 

F. 20. 


Wer gegen die Vorſchriften im §. 10 Abſatz 3 und F. 13 verſtößt, iſt mit 
Geldſtrafe von drei Mark bis fünftauſend Mark zu beſtrafen. 
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III. Lotterielooſe. 


(Tarifnummer 5.) 


$. 21. 
Wer im Bundesgebiete Lotterien und Ausſpielungen veranftalten will, hat 


die Stempelabgabe für die geſammte planmäßige Anzahl der Looſe oder Ausweiſe 
über Spieleinlagen im voraus zu entrichten. 


F. 22. 


Vor der Entrichtung der Abgabe darf ohne Genehmigung der zuſtändigen 
Steuerſtelle mit dem Loosabſatze nicht begonnen werden. Die Genehmigung kann 
von vorgängiger Sicherſtellung der Abgabe abhängig gemacht werden. 


$. 23. 


Wer ausländifche Looſe oder Ausweiſe über Spieleinlagen in das Bundes⸗ 
gebiet einführt oder daſelbſt empfängt, hat dieſelben, bevor mit dem Vertriebe 
begonnen wird, ſpäteſtens binnen drei Tagen nach dem Tage der Einführung 
oder des Empfanges der zuſtändigen Behörde anzumelden und davon die Stempel⸗ 
abgabe zu entrichten. 

§. 24. 


Die Verpflichtung zur Entrichtung der Stempelabgabe wird erfüllt durch 
Zahlung des Abgabebetrages bei der zuſtändigen Behörde. 

Ob und in welcher Weiſe eine Verwendung von Stempelzeichen ſtattzufinden 
hat, beſtimmt der Bundesrath. 


$. 25. 


Die Nichterfüllung der in den $$. 21 bis 23 bezeichneten Verpflichtungen 
wird mit einer dem fünffachen Betrage der hinterzogenen Abgabe gleichkommende 
Geldſtrafe geahndet. Dieſelbe iſt jedoch gegen den Unternehmer inländiſcher 
Lotterien oder Ausſpielungen, ſowie gegen jeden, welcher den Vertrieb ausländiſcher 
Looſe oder Ausweiſe über Ausſpielungen im Bundesgebiete beſorgt, nicht unter 
dem Betrage von zweihundertundfünfzig Mark feſtzuſetzen. 

Iſt die Zahl der abgeſetzten Looſe nicht zu ermitteln, jo tritt Geldſtrafe von 
zweihundertundfünfzig bis fünftauſend Mark ein. 


$. 26. 


Ein Anſpruch auf Rückerſtattung des eingezahlten Abgabebetrages iſt aus⸗ 
geſchloſſen; eine ſolche kann von der oberſten Landesfinanzbehörde nur dann zu⸗ 
geſtanden werden, wenn eine beabſichtigte Ausſpielung erweislich nicht zu Stande 
gekommen iſt. 
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F. 27. 


Die $$. 21 bis 26 leiden auf Staatslotterien deutſcher Bundesſtaaten keine 
Anwendung. 

Die Stempelſteuer für die Looſe der letzteren wird durch die Lotterieverwal⸗ 
tung eingezogen und in einer Summe für die Geſammtzahl der von ihr ab⸗ 
geſetzten Looſe zur Reichskaſſe abgeführt. 

Eine Abſtempelung der Looſe findet nicht ſtatt. 


$. 28. 


Looſe x. inländiſcher Unternehmungen, für welche bei dem Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes die obrigkeitliche Erlaubniß bereits ertheilt iſt, ſowie ausländiſche 
Looſe, welche vor dieſem Zeitpunkte in das Bundesgebiet eingeführt, auch binnen 
drei Tagen nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes bei der zuſtändigen Behörde 
angemeldet ſind, und die Looſe der Staatslotterien, deren Ausgabe auch nur für 
eine Klaſſe bereits vor dieſem Zeitpunkte begonnen hat, unterliegen der Reichs⸗ 
ſtempelabgabe nicht. 

§. 29. 


Oeffentliche Ausſpielungen, Verlooſungen und Lotterien, für welche die 
Reichsſtempelabgabe zu entrichten iſt, unterliegen in den einzelnen Bundesſtaaten 
keiner weiteren Stempelabgabe (Taxe, Sportel u. ſ. w.). 


IV. Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 30. 


Der Bundesrath erläßt die Anordnungen wegen der Anfertigung und des 
Vertriebes der nach Maßgabe dieſes Geſetzes zu verwendenden Stempelmarken und 
geſtempelten Formulare, ſowie die Vorſchriften über die Form der Schlußnoten 
und über die Art der Verwendung der Marken. Er ſtellt die Bedingungen feſt, 
unter welchen für verdorbene Marken und Formulare, ſowie für Stempel auf 
verdorbenen Werthpapieren Erſtattung zuläſſig iſt. 


N au 

Stempelmarken, welche nicht in der vorgeſchriebenen Weiſe verwendet worden 
ſind, werden als nicht verwendet angeſehen. 
§. 32. 


In Beziehung auf die Verpflichtung zur Entrichtung der in dieſem Geſetze 
feſtgeſtellten Abgaben iſt der Rechtsweg zuläſſig. Die Klage iſt bei Verluſt des 
Klagerechts binnen ſechs Monaten nach erfolgter Beitreibung oder mit Vorbehalt 
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geleiſteter Zahlung zu erheben. Für die Berechnung dieſer Friſt ſind die Be⸗ 
ſtimmungen der Civilprozeßordnung maßgebend. Zuſtändig ſind ohne Rückſicht 
auf den Werth des Streitgegenſtandes die Landgerichte. Soweit bei denſelben 
Kammern für Handelsſachen beſtehen, gehört der Rechtsſtreit vor dieſe. Die 
Reviſion, ſowie die Beſchwerde gegen Entſcheidungen der Oberlandesgerichte geht 
an das Reichsgericht. 


$. 33. 


Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſes Geſetzes oder gegen die 
zu deſſen Ausführung erlaſſenen Vorſchriften, welche in demſelben mit keiner be⸗ 
1 Strafe belegt ſind, ziehen eine Ordnungsſtrafe von drei bis dreißig Mark 
nach ſich. 

Dieſelbe Strafe tritt ein, wenn in den Fällen der $$. 3, 18 und 25 aus 
den Umſtänden ſich ergiebt, daß eine Steuerhinterziehung nicht hat verübt werden 
können oder nicht beabſichtigt worden iſt. 


F. 34. 


Die auf Grund dieſes Geſetzes zu verhängenden Strafen find bei Genoſſen— 
ſchaften und Aktiengeſellſchaften gegen die Vorſtandsmitglieder, bei Kommandit⸗ 
geſellſchaften gegen die perſönlich haftenden Geſellſchafter, bei offenen Handels— 
geſellſchaften gegen die Geſellſchafter nur im einmaligen Betrage, jedoch unter 
Haftbarkeit jedes einzelnen als Geſammtſchuldner feſtzuſetzen. Ebenſo iſt in anderen 
Fällen zu verfahren, in denen bei einem Geſchäfte mehrere Perſonen als Vertreter 
desſelben Kontrahenten oder als gemeinſchaftliche Kontrahenten betheiligt ſind. 

Auf die Verhängung der im H. 19 vorgeſchriebenen Rückfallsſtrafe finden 
dieſe Beſtimmungen keine Anwendung. 


$. 35. 


Hinſichtlich des adminiſtrativen Strafverfahrens wegen der Zuwider⸗ 
handlungen gegen dieſes Geſetz, der Strafmilderung und des Erlaſſes der Strafe 
im Gnadenwege, der Vollſtreckung der Strafe, ſowie der Verjährung der Straf⸗ 
verfolgung finden die Vorſchriften in den §F. 17 Satz 1, 18 und 19 des Geſetzes 
vom 10. Juni 1869, betreffend die Wechſelſtempelſteuer, ſinngemäße Anwendung. 
Die auf Grund des gegenwärtigen Geſetzes erkannten Geldſtrafen fallen dem Fiskus 
desjenigen Staates zu, von deſſen Behörden die Strafentſcheidung erlaſſen iſt. 


$. 36. 


Die Verwandlung einer Geldſtrafe, zu deren Zahlung der Verpflichtete 
unvermögend iſt, in eine Freiheitsſtrafe findet nicht ſtatt. Auch darf zur Bei⸗ 
treibung von Geldſtrafen ohne Zuſtimmung des Verurtheilten, wenn dieſer ein 
Deutſcher iſt, kein Grundſtück ſubhaſtirt werden. 

Reichs- Geſetzbl. 1885. 2 
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F. 37. 


Unter den in dieſem Geſetze erwähnten Behörden und Beamten ſind, ſoweit 
das Geſetz nichts anderes beſtimmt, die betreffenden Landesbehörden und Landes⸗ 
beamten verſtanden. 

Welche dieſer Behörden und Beamten die in dem Geſetze als zuſtändig 
bezeichneten ſind, beſtimmen, ſofern das Geſetz nichts anderes verfügt, die Landes⸗ 
regierungen. 

Den letzteren liegt auch die Kontrole über die betreffenden Behörden und 
Beamten ob. 

$. 38. 


Die in den einzelnen Bundesſtaaten mit der Beaufſichtigung des Stempel⸗ 
weſens beauftragten Behörden und Beamten haben die ihnen obliegenden Ver⸗ 
pflichtungen mit den gleichen Befugniſſen, wie ſie ihnen hinſichtlich der nach den 
Landesgeſetzen zu entrichtenden Stempelabgaben zuſtehen, auch hinſichtlich der in 
dieſem Geſetze beſtimmten Abgaben wahrzunehmen. 

Die Landesregierungen beſtimmen höhere Beamte, welche nach näherer 
Vorſchrift des Bundesraths die Schriftſtücke der öffentlichen und der von Aktien⸗ 
geſellſchaften oder Kommanditgeſellſchaften auf Aktien betriebenen Bank-, Kredit⸗ 
oder Verſicherungsanſtalten, ſowie der zur Erleichterung der Liquidation von Zeit⸗ 
geſchäften beſtimmten Anſtalten (Liquidationsbüreaus u. ſ. w.) periodiſch bezüglich 
der Abgabenentrichtung zu prüfen haben. 

Den revidirenden Beamten ſind alle bezüglichen Schriftſtücke und erforder⸗ 
lichenfalls auch die Geſchäftsbücher zur Einſicht vorzulegen. 

Von anderen als den im Abſatz 2 bezeichneten Perſonen kann die Steuer⸗ 
direktivbehörde die Einreichung der auf beſtimmt zu bezeichnende abgabepflichtige 
Geſchäfte bezüglichen Schriftſtücke verlangen. 


$. 39. 


Außerdem haben die Reichsbehörden, die Behörden und Beamten der 
Bundesſtaaten und Kommunen, die von Handelsvorſtänden eingeſetzten Sachver⸗ 
ſtändigenkommiſſionen und Schiedsgerichte, ſowie die Notare die Verpflichtung, 
die Beſteuerung der ihnen vorkommenden Urkunden zu prüfen und die zu ihrer 
Kenntniß gelangenden Zuwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz bei der zuſtändigen 
Behörde zur Anzeige zu bringen. 


F. 40. 


Der Bundesrath ordnet an, in welchen Fällen bei adminiſtrativen Straf⸗ 
feſtſetzungen Sachverſtändige zu hören ſind; ſolche ſind, wo Handelsvorſtände 
beſtehen, von dieſen zu bezeichnen. . 

Die Handelsvorſtände können unter Berückſichtigung der beſonderen Ver⸗ 
hältniſſe und Gewohnheiten ihres Bezirks, zum Zweck der Durchführung des 
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Geſetzes und Sicherung der Entrichtung der Abgaben reglementariſche Anord⸗ 
nungen erlaſſen; letztere bedürfen der Zuſtimmung der Landesregierungen. 


. 41. 


Bezüglich der Vollſtreckbarkeit und des Vollſtreckungsverfahrens werden die 
Reichsſtempelabgaben den Landesabgaben gleichgeachtet. 


F. 42. 


Die Kaſſen des Reichs ſind von der Entrichtung der durch dieſes Geſetz 
unter Tarifnummer 1, 2, 3 angeordneten Abgaben befreit. 

Andere ſubjektive Befreiungen finden, ſoweit nicht ausdrücklich Ausnahmen 
angeordnet ſind, nicht ſtatt. 

Wegen der Entſchädigung für die Aufhebung ſolcher Befreiungen, welche 
etwa auf läſtigen Privatrechtstiteln beruhen, ſowie wegen der Erſtattung der von 
ſolchen Berechtigten entrichteten Stempelbeträge, kommen die entſprechenden Be⸗ 
ſtimmungen des Geſetzes, betreffend die Wechſelſtempelſteuer ($. 26 Abſatz 2 bis 4), 
zur Anwendung. 


F. 43. 


Jedem Bundesſtaate wird von der jährlichen Einnahme, welche in ſeinem 
Gebiete aus dem Verkauf von Stempelmarken oder geſtempelten Blankets oder 
durch baare Einzahlung von Reichsſtempelabgaben erzielt wird, mit Ausnahme 
der Steuer von Looſen der Staatslotterien, der Betrag von zwei Prozent aus 
der Reichskaſſe gewährt. 


F. 44. 


Der Ertrag der Abgaben fließt nach Abzug 
1. der auf dem Geſetze oder auf allgemeinen Verwaltungsvorſchriften 
beruhenden Steuererlaſſe und Steuererſtattungen, 
2. der nach Vorſchrift des $. 43 zu berechnenden Erhebungs- und Ver⸗ 
waltungskoſten 
in die Reichskaſſe und iſt den einzelnen Bundesſtaaten nach dem Maaßſtabe der 
Bevölkerung, mit welcher ſie zu den Matrikularbeiträgen herangezogen werden, zu 
überweiſen. 


SE 
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Tarif. 


Laufende Nr. 


ni 


b 


— 


Gegenſtand der Beſteuerung. 


J. Aktien, Renten⸗ und Schuld⸗ 
verſchreibungen. 


a) Inländiſche Aktien und Aktienantheilsſcheine, 


ſowie Interimsſcheine über Einzahlungen auf 
dieſe Werthpapiere, 
Ausländiſche Aktien und Aktienantheilsſcheine, 
wenn ſie innerhalb des Bundesgebiets aus⸗ 
gehändigt, veräußert, verpfändet, oder wenn 
daſelbſt andere Geſchäfte unter Lebenden damit 
gemacht oder Zahlungen darauf geleiſtet wer⸗ 
den, — unter der gleichen Vorausſetzung auch 
Interimsſcheine über Einzahlungen auf dieſe 
Wer 53 2a LE u A tur 

Die Abgabe ift von jedem Stück nur ein⸗ 
mal zu entrichten. 

Befreit ſind: 
alle vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes aus⸗ 
gegebenen inländiſchen Aktien und Aktien⸗ 
antheilsſcheine, ſowie die inländiſchen Interims⸗ 
ſcheine und nach dem Inkrafttreten dieſes Ge⸗ 
ſetzes ausgegebenen Aktien in Anſehung der 
vor dieſem Zeitpunkte geleiſteten Einzahlungen, 
ſofern wegen dieſer Aktien den vom Bundesrath 
zu erlaſſenden Kontrolvorſchriften genügt wird. 


Ausnahme. 


Werden ausländiſche Werthpapiere der vorbezeich⸗ 


neten Art, welche vor dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes ausgegeben ſind, innerhalb 90 Tagen 
nach dieſem Zeitpunkte zur Stempelung vor⸗ 
gelegt, ſo beträgt die Stempelabgabe für jedes 
Stück 50 Pfennig. 


Steuerſatz Berechnung 
vom der 
Hun⸗Tau⸗ Stempelabgabe. 


dert. ſend. 


— 5 | vom Nennwerthe, bei Interims⸗ 
ſcheinen vom Betrage der be⸗ 
ſcheinigten Einzahlungen und 
zwar in Abſtufungen von 
50 Pfennig für je 100 Mark 
oder einen Bruchtheil dieſes 
Betrages. 

Die für Interimsſcheine 
nachweislich gezahlten Steuer⸗ 
beträge werden auf die dem⸗ 
nächſt etwa fällig werdende 
Steuer für die Aktien ꝛc. 
angerechnet. 

Ausländiſche Werthe werden 
nach den Vorſchriften wegen 
Erhebung des Wechſelſtempels 
umgerechnet. 
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5 Steuerſatz 
2 Gegenſtand der Beſteuerung. vom 

8 Hun⸗Tau⸗ 
= dert. ſend. 


"2 


a) Inländiſche für den Handelsverkehr beſtimmte 
Renten⸗ und Schuldverſchreibungen (auch Par⸗ 
tialobligationen), ſofern ſie nicht unter Nr. 3 
fallen, ſowie Interimsſcheine über Einzahlungen 
auf dieſe Werthpapiere, 


b) Renten⸗ und Schuldverſchreibungen auslän⸗ 
diſcher Staaten, Korporationen, Aktiengeſell⸗ 
ſchaften oder induſtrieller Unternehmungen und 
ſonſtige für den Handelsverkehr beſtimmte aus⸗ 
ländiſche Renten⸗ und Schuldverſchreibungen, 
wenn ſie innerhalb des Bundesgebiets aus⸗ 
gehändigt, veräußert, verpfändet, oder wenn 
daſelbſt andere Geſchäfte unter Lebenden damit 
gemacht oder Zahlungen darauf geleiftet werden 
ſollen, — unter der gleichen Vorausſetzung auch 
Interimsſcheine über Einzahlungen auf dieſe 
Wekthpapie ne 

Die Abgabe iſt von jedem Stück nur ein⸗ 
mal zu entrichten. 


— 2 


Befreit ſind: 

aa) alle vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
ausgegebenen inländiſchen Renten⸗ und 
Schuldverſchreibungen der oben bezeichneten 
Art, ſowie die Interimsſcheine in Anſehung 
der vor dieſem Zeitpunkte geleiſteten Ein⸗ 
zahlungen; 

bb) Renten⸗ und Schuldverſchreibungen des 
Reichs und der Bundesſtaaten, ſowie 
Interimsſcheine über Einzahlungen auf 
dieſe Werthpapiere 

ec) inländiſche Renten⸗ und Schuldverſchrei⸗ 
bungen, welche nur zu dem Zweck des 
Umtauſches ausgeſtellt werden, ſofern den 


Berechnung 
der 


Stempelabgabe. 


vom Nennwerthe, bei Interims⸗ 


ſcheinen vom Betrage der be⸗ 
ſcheinigten Einzahlungen und 
zwar in Abſtufungen von 
20 Pfennig für je 100 Mark 
oder einen Bruchtheil dieſes 
Betrages. 

Erfolgt die Ausgabe eines 
vor dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes bereits landesgeſetz⸗ 
lich geſtempelten inländiſchen 
Werchpapiers erſt nach dieſem 
Zeitpunkte, ſo iſt dasſelbe auch 
mit dem Reichsſtempel zu ver⸗ 
ſehen. Auf letzteren iſt jedoch 
der bezahlte Landesſtempel in 
Anrechnung zu bringen. 

Die für Interimsſcheine 
nachweislich gezahlten Steuer⸗ 
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Laufende Nr. 


Gegenſtand der Befleuerung. 


desfalls von dem Bundesrath zu erlaſſenden 
Kontrolvorſchriften genügt wird; 

dd) die auf Grund des Reichsgeſetzes vom 
8. Juni 1871 abgeſtempelten ausländiſchen 
Inhaberpapiere mit Prämien. 


Ausnahme. 


Werden ausländiſche Werthpapiere der vorbezeich⸗ 


neten Art, welche vor dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes ausgegeben ſind, innerhalb 90 Tagen 
nach dieſem Zeitpunkte zur Stempelung vor⸗ 
gelegt, ſo beträgt die Stempelabgabe für jedes 
Stück 10 Pfennig. 


3. Inländiſche auf den Inhaber lautende und auf 


a 


— 


Grund ſtaatlicher Genehmigung ausgegebene 
Renten⸗ und Schuldverſchreibungen der Kom⸗ 
munalverbände und Kommunen, der Korpo⸗ 
rationen ländlicher oder ſtädtiſcher Grund⸗ 
beſitzer, der Grundkredit⸗ und Hypothekenbanken 
oder der Transportgeſellſchaften, ſowie Interims⸗ 
ſcheine über Einzahlungen auf dieſe Werth⸗ 
papiere 
Befreit ſind: 
alle vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes aus⸗ 
gegebenen Renten- und Schuldverſchreibungen 
der oben bezeichneten Art, ſowie die Interims⸗ 
ſcheine in Anſehung der vor dieſem Zeitpunkte 
geleiſteten Zahlungen; 


b) Renten⸗ und Schuldverſchreibungen der oben 


bezeichneten Art, welche nur zu dem Zweck des 
Umtauſches ausgeſtellt werden, ſofern den des⸗ 
falls von dem Bundesrath zu erlaſſenden Kon⸗ 
trolvorſchriften genügt wird. 


vom 
Hun⸗Tau⸗ 
dert. ſend. 


— 1 


Steuerſatz 


Berechnung 
der 


Stempelabgabe. 


beträge werden auf die dem⸗ 
nächſt etwa fällig werdende 
Steuer für die Rentenver⸗ 
ſchreibungen ꝛc. angerechnet. 
Iſt der Kapitalwerth von 


Rentenverſchreibungen aus 
dieſen ſelbſt nicht erſichtlich, 
ſo gilt als ſolcher der 25 fache 
Betrag der einjährigen Rente. 

Ausländiſche Werthe werden 
nach den Vorſchriften wegen 
Erhebung des Wechſelſtempels 
umgerechnet. 


vom Nennwerthe bezw. vom Be⸗ 


trage der beſcheinigten Ein⸗ 
zahlungen nach Maßgabe der 
Vorſchriften für die Abgaben⸗ 
berechnung bei inländiſchen 
Werthpapieren der unter Nr. 2 
bezeichneten Art, und zwar in 
Abſtufungen von 10 Pfennig 
für je 100 Mark oder einen 
Bruchtheil dieſes Betrages. 
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Laufende Nr. 


a 


B. 


1. 


A 


Gegenſtand der Veſteuerung. 


II. Kauf: und ſonſtige Anſchaffungs⸗ 
geſchaͤfte. 
Kauf⸗ und ſonſtige Anſchaffungsgeſchäfte über 
1. ausländiſche Banknoten, ausländiſches 
Papiergeld, ausländiſche Geldſorten; 
2. Werthpapiere der unter 1, 2 und 3 dieſes 
Tarifs bezeichneten Art 


Kauf⸗ und ſonſtige Anſchaffungsgeſchäfte, welche 
unter Zugrundelegung von Uſancen einer Börſe 
geſchloſſen werden (Loko⸗, Zeit-, Fix, Termin-, 
Prämien- x. Geſchäfte), über Mengen von 
Waaren, die börſenmäßig gehandelt werden . 

Als börſenmäßig gehandelt gelten diejenigen 
Waaren, für welche an der Börſe, deren 
Uſancen für das Geſchäft maßgebend ſind, 
Terminpreiſe notirt werden. 


Anmerkung. 
Kauf- und ſonſtige Anſchaffungsgeſchäfte über im 
Inlande von einem der Kontrahenten erzeugte oder 


hergeſtellte Mengen von Sachen oder Waaren find 
ſteuerfrei. 


Befreiungen. 
Die vorbeſtimmte Abgabe wird nicht erhoben: 


falls der Werth des Gegenſtandes des Ge⸗ 
ſchäfts nicht mehr als 600 Mark beträgt; 
für ſogenannte Kontantgeſchäfte über die unter 
A 1 bezeichneten Gegenſtände, ſowie über unge⸗ 
münztes Gold oder Silber. 

Als Kontantgeſchäfte gelten ſolche Geſchäfte, 
welche vertragsmäßig durch Lieferung des 
Gegenſtandes ſeitens des Verpflichteten an dem 
Tage des Geſchäftsabſchluſſes zu erfüllen ſind. 


Steuerſatz 


vom 


Hun⸗Tau⸗ 
dert. ſend. 


1 
10 


2 
10 


— 


Berechnung 
der 


Stempelabgabe. 


vom Werth des Gegenſtandes 


des Geſchäfts, und zwar in 
Abſtufungen von je vollen 
2000 Mark, bei Geſchäften 
im Werthe von 10 000 Mark 
und mehr in Abſtufungen von 
je vollen 10 000 Mark. Bei 
Geſchäften unter 2000 Mark 
wird die Steuer von einem 
Werthe von 2000 Mark be⸗ 
rechnet. 

Der Werth des Gegen⸗ 
ſtandes wird nach dem ver⸗ 
einbarten Kauf⸗oder Lieferungs⸗ 
preis, ſonſt durch den mitt⸗ 
leren Börſen⸗ oder Marktpreis 
am Tage des Abſchluſſes be⸗ 
ſtimmt. Die zu den Werth⸗ 
papieren gehörigen Zins⸗ und 
Dividendenkupons bleiben bei 
Berechnung der Abgabe außer 
Betracht. 

Ausländiſche Werthe ſind 
nach den Vorſchriften wegen 
Erhebung des Wechſelſtempels 
umzurechnen. 
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& Steuerſatz Berechnung 
& Gegenſtand der Beſteuerung. 8 gun der 

5 un⸗Tau⸗ 

ö dert. ſend. Stempelabgabe. 


III. Lotterielooſe. 


5. Looſe öffentlicher Lotterien, ſowie Ausweiſe über 
Spieleinlagen bei öffentlich veranſtalteten Aus⸗ 
fpielungen von Geld- oder anderen Gewinnen. 5 


Befreit ſind: 


Looſe der von den zuſtändigen Behörden ge⸗ 
nehmigten Ausſpielungen und Lotterien zu 
mildthätigen Zwecken. 


— | a) bei inländiſchen Looſen vom 
planmäßigen Preiſe (Nenn⸗ 
werth) ſämmtlicher Looſe oder 
Ausweiſe; 

b) bei ausländiſchen Looſen 
von dem Preiſe der einzelnen 
Looſe in Abſtufungen von 
5 Pfennig für jede Mark oder 
einen Bruchtheil dieſes Be⸗ 
trages. 


Anmerkung. 


Die Verſteuerung der Looſe der Staatslotterien 
erfolgt nach §. 27 des Geſetzes. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


